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CDU: Aufgaben soll in der EU
losen, wer das “besser und effekti-
verä kann  bzw. “bu rgerna her und
besserä: “Darum wollen wir eine
europa ische Verfassung, welche
den Bu rgern mehr demokratische
Teilhabe durch das Europa ische
Parlament garantiert, Entschei-
dungen innerhalb der EU fu r jeden
nachvollziehbar macht und fu r
eine klare Kompetenzabgrenzung
zwischen der EU und den Mit-
gliedstaaten sorgt.ä “Keine Forde-
rungen zur Verbesserung des Ver-
fassungsentwurfs.

CSU: “Eine EU-Steuer lehnen wir
ebenso ab wie Mehrheitsentschei-
dungen des Rats  bei grundlegen-
den finanziellen Weichenstellun-
genä .
Fu r uns ist die “christlich-abend-
la ndische Wertegemeinschaft das
Fundament Europas. Deshalb muss
der Bezug auf das christlich-
ju dische Erbe in der Pra ambel ...
verankert werden.ä

 Zustimmung zu Verfassungsver-
trag: “nur zu empfehlen, wenn der
Vertrag wesentliche Forderungen
der La nder aufgreift.
CDU/CSU: Keine  Forderung nach
Volksentscheid u ber Verfassungs-
vertrag.

Keine Verbesserungsvorschla ge zu
Verfassungsentwurf,

- sondern Tempo:“Wir treten fu r
die schnelle Verabschiedung des
vom Konvent vorgelegten
Verfassungsentwurfs ein.ä

- Mit Stolz indirekt betont, dass
Geldwertstabilita t im Zielkanon
der EU fehlt: “Ebenso waren es
Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten, die als Ziele `soziale
Marktwirtschaftß , Vollbescha fti-
gung, sozialen Fortschritt und
Nachhaltigkeit in den EU-
Verfassungsentwurf verankert
haben.ä

- Keine Forderung zur zweifels-
freien Sicherung eines unabha ngi-
gen Systems der Europa ischen
Zentralbanken.

- Keine Forderung nach Sta rkung
des Subsidiarita tsprinzips im Ver-
fassungsentwurf.

Die Sta rkung direkter Demokratie
wird begru Ä t: “Auch waren es
Sozialdemokraten, die die
Moglichkeit eines europa ischen
Bu rgerbegehrens in der Verfas-
sung verankert haben.ä Aber Nein
der SPD zum Volksentscheid u ber
Verfassungsentwurf.

Der Entwurf fu r einen “Vertrag u ber
eine Verfassung fu r Europaä
(“Verfassungsentwurfä) wird als
“akzeptabler Kompromissä und
Fortschritt fu r mehr Subsidiarita t,
bu rgernahe Demokratie, Transpa-
renz und Kontrolle der Parlamente
bei der Einhaltung des Subsidiari-
ta tsprinzips begru Ä t. Der Subsidia-
rita tsgrundsatz mu sse konsequent
umgesetzt und weiterentwickelt
werden: Sta rkung der Kompetenzen
der Kommunen .Als Verbesserungen
werden insbesondere gefordert:
- Verankerung der Geldwertstabili-
ta t im Zielkanon der EU.
- Unabha ngigkeit des Systems der
EU-Zentralbanken: kein “sonstiges
Organä oder “sonstige Einrichtungä
der EU.
- Enge Verbindung zwischen Ver-
fassungsentwurf  mit und Stabili-
ta tspakt und Maastricht-Kriterien
gefordert.
- Wettbewerb, offene Ma rkte.
- Klar abgegrenzte, enge Zusta ndig-
keit in Gesetzgebung.
- Einheitliches Wahlverfahren fu r
das EU-Parlament u berall.
- Amt des Pra sidenten von Kom-
mission und Rat in einer Hand.
- Kontrolle der EU-Gesetzgebung
durch nationale Parlamente.
Volksentscheid u ber EU-Verfassung
(FDP-Gesetzentwurf eingebracht).

“Den Verfassungsprozess hat nicht
zuletzt Joschka Fischer mit seiner
Humboldt-Rede im Mai 2000
maÄgeblich mit eingeleitet.ä (Und
nach dem 11. September?! (z.B.
Su ddeutsche Zeitung vom 7.5.04)).
Die Gru nen begru Äen den Kon-
ventsentwurf  als “erheblichen
Fortschritt fu r die europa ische
Integrationä , kritisieren aber
gleichzeitig generell , dass “die
Verfassungsreform zu kurz
sprangä . Konkrete Verbesserungs-
vorschla ge fehlen aber.
Statt dessen wird im Wettbewerb
mit der SPD indirekt hervorgeho-
ben, dass die Geldwertstabilita t
nicht in den Zielkatalog der EU
gehort: “Die gru nen Akteure im
Konvent und im europa ischen
Verfassungsprozess haben sich im
Konvent erfolgreich dafu r einge-
setztä , dass “. ... Umweltschutz,
soziale Gerechtigkeit, Nichtdiskri-
minierung und die Gleichstellung
von Frauen und Ma nnern ganz
vorn im Zielkatalog aufgenommen
werden.ä

Gefordert werden “europaweitä
“Bu rgerentscheide u ber die
europa ische Verfassung.ä
In der Praxis wird ein Volksent-
scheid der Deutschen von Rot-
Gru n aber abgelehnt.

“Die PDS sagt Nein zu dem
vorliegenden Verfassungs-
entwurf.ä Begru ndung: “Die
Ru ckschritte u berlagern
und deformieren die Fort-
schritte im Verfassungs-
entwurf.ä “Fortschritteä:
Grundrechtecharta und
soziale Rechteä . “Ru ck-
schritteä: Verfassungsent-
wurf verpflichte “alle EU-
Staaten zur Aufru stungä .
“Er befordert die Militari-
sierung der EU. Neoliberale
Wettbewerbspolitik soll
Verfassungsrang erhalten.ä
Forderungen: “Eine Europa -
ische Verfassung muss den
Volkern zur Diskussion und
Abstimmung vorgelegt
werden. Diesen Anspru chen
genu gt der vom Konvent
erarbeitete Verfassungs-
vertrag in wichtigen Punk-
ten nicht.ä Entsprechende
Grundgesetza nderung wird
gefordert. Einheitliches
Wahlrecht fu r Europawah-
len: Verha ltniswahlrecht
ohne Sperrklauseln; aktives
und passive Wahlrecht zu
Europawahlen fu r “Men-
schen aus Drittstaaten, die
schon mehrere Jahre legal
in Mitgliedstaatenä leben.
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- Erweiterung und Vertiefung im
mu ssen im Gleichgewicht sein
- Erweiterung wird globale Kon-
kurrenzfa higkeit Europas verbes-
sern
- Aber: lange Ubergangsfristen bei
der Arbeitnehmerfreizu gigkeit
notig, versta rkte Investitionen in
die Infrastruktur der Grenzgebiete
- “Europa darf nicht unbegrenzt
wachsenä ,
- Integrationskraft darf nicht u -
berfordert werden, deshalb wei-
tere Option neben der Vollmit-
gliedschaft (EWR-Plus), die enge
Beziehungen zur EU ohne lange
Wartezeiten ermoglicht.
- vor neuen Beitrittsverhand-
lungen: Auswertung der Erfah-
rungen mit dem Beitrittsprozess
- Keine Mitgliedschaft der Tu rkei,
statt dessen privilegierte Partner-
schaft, dazu gehort gemeinsamer
Wirtschaftsraum, Einbeziehung in
die GASP
CSU: EU als Christlich-
abendla ndische Wertegemein-
schaft
- Vollmitgliedschaft der Tu rkei
u berfordert Integrationskraft
- Europa der zwei Geschwindig-
keiten moglich, aber nicht als
generelles Prinzip
- Vertiefung vor Erweiterung

- Erweiterung erfordert Vertiefung
- Erweiterung ist eine groÄe
Chance fu r Europa
- Uber weitere Aufnahmeantra ge
wird nach klaren und fairen Krite-
rien entschieden
- Solidarita t mit den neuen Nach-
barn solidarisch sein, um Konflikte
zu reduzieren und Wohlstand zu
erhohen
- Tu rkei wird im Text nicht behan-
delt

- Erweiterung darf Vertiefung der
Integration nicht gefahrden
- kein Europa der verschiedenen
Geschwindigkeiten
- Ubergangsfristen fu r die Arbeit-
nehmerfreizu gigkeit flexibel hand-
haben
 - A ngste der Bevolkerung ernst-
nehmen, rechts-/sicherheitspoli-
tische Zusammenarbeit sta rken,
Anschlussforderung fu r Grenzregio-
nen
- Neue AuÄengrenzen du rfen keine
Schutzwa lle nach auÄen werden
- weiterer Beitrittsprozess: strikte
Einhaltung der Kopenhagener Kri-
terien
- Ruma nien und Bulgarien mu ssen
unterstu tzt werden, damit sie 2007
die Kriterien erfu llen
- Tu rkei: Fortschritte werden aner-
kannt, aber weiter Defizite, sta rkere
Unterstu tzung der Reformen durch
die EU ist notwendig, Volksabstim-
mung u ber Beitritt wird nicht aus-
geschlossen
- westlicher Balkan: FDP unterstu tzt
mittel- bis langfristige Beitritts-
perspektive, Einzelfallentscheidun-
gen sind notwendig
- su dliches Mittelmehr: keine Bei-
trittsperspektive, aber Intensivie-
rung der Partnerschaft

- Der Erweiterungsprozess ist
nicht beendet, Erweiterung darf
keine neuen Grenzen u ber den
Kontinent ziehen
- Verhandlungen mit Bulgarien
und Ruma nien zu gig ab-
schlieÄen, Beitritt 2007
- Westbalkan: konkrete Bei-
tritts-perspektive
- Besondere Rolle der EU im
Dialog mit den islamisch ge-
pra gten Staaten
- Tu rkei: “Wenn das Land die
menschen- und minderheiten-
rechtlichen sowie die demokra-
tischen Kriterien der EU erfu llt
hat, muss mit Beitrittsver-
handlungen begonnen werden.ä
EU muss Tu rkei nach Kra ften bei
den Reformen unterstu tzen.
- Die EU ist kein exklusiver
christlicher Verbund
- Reformprozesse in den be-
nachbarten GUS-Staaten mu s-
sen begleitet werden, “kleiner
Grenzverkehrä gegen Folgen der
neuen AuÄengrenze
- Sta rkere Kooperation mit Mit-
telmeer-Anrainern

- Sonderaktionsprogramme fu r
die Grenzregionen
- Keine Festung Europa
- Befu rwortung des Beitritts
von Bulgarien und Rumanien
- EU sollte allen europa ischen
La ndern offen stehen
- Tu rkei: keine Ablehnung aus
religiosen Gru nden, vor Bei-
trittsverhandlungen jedoch
Reformen, insbesondere
Rechte der Minderheiten, Er-
fu llung der Kopenhagener
Kriterien
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- Ausbau der Bildungssysteme der
Mitgliedstaaten, Ziel: Verbesse-
rung des Zugangs zu Bildung,
bessere Verzahnung von Theorie
und Praxis
- Wahrung der Kompetenzen der
Staaten
- Fru hzeitiger Fremdsprachen-
unterricht, Austauschprogramme
- Gezielte Forderung von IT sowie
Bio- und Nanotechnologie unter
Beachtung ethischer Grundsa tze
- Kompetenzzentren fu r auÄer-
europa ische Kulturen

- Investitionen in Bildung, Aus-
bildung und lebenslanges Lernen
sind Schlu sselfaktor fu r wirt-
schaftlichen Erfolg
- Europa soll zu Wissens-
gesellschaft umgebaut werden
- Alle Schichten der Gesellschaft
sollen gute Ausbildungschancen
bekommen
- Erhohung des Anteils der Aus-
gaben fu r Forschung und Entwick-
lung auf 3%
- Verwirklichung eines gemein-
samen Forschungs- und Bildungs-
raumes,
- Grenzu berschreitende Bildung
und Forschung ohne bu rokratische
Hu rden, Anerkennung von Bil-
dungsabschlu ssen in allen Mit-
gliedsstaaten

- Bildung bleibt in der Zusta ndigkeit
der Mitgliedstaaten!
- Aber Forderung: Chancengleich-
heit, deshalb: vergleichbare Stan-
dards, regelma Ä ige Vergleichstests
- Fremdsprachenausbildung so fru h
wie moglich
- Hochschulausbildung muss in
ganz Europa kompatibel sein, ge-
genseitige Anerkennung von Ab-
schlu ssen, Umsetzung des Bologna-
Prozesses
- Forschungsausgaben mu ssen er-
hoht werden, Kombination von
Planungssicherheit und Wett-
bewerb, europaweite Konkurrenz
um Fordermittel
- Schwerpunktsetzung bei Bio-
technologie, Nanotechnologie, E-
nergieforschung, Sicherheits-
forschung
- Gentechnik: deutsche ethische
Maximalforderung behindern euro-
pa ische Einigung
- Raumfahrt: sta rkerer deutscher
Anteil notwendig

- Gemeinsame Europa ische Wis-
sensgesellschaft
- Besserer Zugang zur Bildung,
mehr Mobilita t
- Sta rkere Austauschprogramme,
jeder Student soll 6 Monate im
Ausland studieren konnen, auch
bei Schu lern mehr Austausch
- Fairer Wettbewerb der Bildungs-
einrichtungen, aber keine
Kommerzialisierung
- Forschungs- und Entwicklungs-
ausgaben auf 3% des BIP
- Mehr Forschung bei erneuer-
baren Energien, Enrgiespeicher-
technik und Energieeinsparung,
Datensicherheit
- Reduzierung der Forderung fu r
Gentechnik, sta rkere Beru cksich-
tigung der Interessen von “Ma n-
nern, Frauen und Kindernä in der
Gesundheitsforschung
- Sta rkere Beteiligung von Hoch-
schulen und KMU an der For-
schung, nicht so starke Industrie-
beteiligung.

- Bildung ist Grundrecht und
Element der Daseinsvorsorge,
gehort nicht in Regelungs-
kompetenz des Binnenmark-
tes, statt dessen freier Zu-
gang zu Bildungseinrichtun-
gen
- Forderung von Fremdspra-
chenunterricht, Austausch-
programme, studentische
Freizu gigkeit, kostenloses
Studium u berall
- Gegen “grenzenlosen Inno-
vationswillen und blinden
Technologieglaubenä
- Forschung darf nicht an
ihrer “industriellen Verwert-
barkeitä gemessen werden
- Aber: Forschungsausgaben
sollen erhoht werden
- Konzentration auf Projekte
der nachhaltigen Entwick-
lung, Einbeziehung von KMU
- Starke Beru cksichtigung
ethischer Grundsa tze, Klon-
verbot
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- Kein Europa der Bu rokraten,
sondern Europa, das Unionsbu r-
gern nu tzt.
- Klare Kompetenzabgrenzung
Ablehnung bu rokratischer Rege-
lungen: Beschra nkungen fu r Ver-
braucherkredite, Werbeverbote,
zwangsweise einheitliche Versi-
cherungstarife, Chemiepolitik

- Transparenz der EU muss ge-
sta rkt werden, klare Kompetenz-
verteilung, sonst keine Angaben,
das Wort “Bu rokratieä kommt gar
nicht vor

- Bru ssel darf rechtlich nur handeln,
wenn dadurch Verzerrungen im
Binnenmarkt beseitigt werden.
- Keine geteilten Zustandigkeiten
- Sta rkung der Subsidiarita t
- Alle Regelungen bekommen ein
Verfallsdatum,
- Beendigung des Reisezirkus,
Bru ssel als alleiniger Sitz des EP

- “Die Schlagba ume sind nicht
gefallen, um durch bu rokratische
Barrieren ersetzt zu werden.ä
- Einzelne Absichtserkla rungen
zur Entbu rokratisierung u ber den
Text verstreut

- europa ische Verwaltungs-
reform
- Transparenz und Offenheit
von Entscheidungen
- Dezentralisierung der Ver-
waltung muss gefordert wer-
den
- Aber: Ablehnung der Ausla-
gerung von Verwaltungs-
kompetenzen auf Europa i-
sche Agenturen
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- Forderung: klare und einheitli-
che Regeln
- “Ubertriebene Umsetzung der
Regeln in Deutschland und zu
lasche Umsetzung in anderen
Mitgliedstaaten mu ssen im Ansatz
vermieden werden.ä
- Funktionieren des Binnenmark-
tes ist Aufgabe der Kommission
- Bu rokratie muss zuru ckgefahren
werden

- Gerade die Ju ngsten und
Schwa chsten mu ssen geschu tzt
werden
- SPD kampft gegen Lobby-
intressen
- Verbraucherinnen und Ver-
braucher sollen wissen, woraus
die Produkte bestehen
- Im Interesse der Verbraucher soll
nicht alles  gemacht werden, was
technisch moglich ist
- Schutz des einzelnen steht im
Vordergrund

- Verbraucherpolitik orientiert sich
am Markt und am mu ndigen Bu r-
ger, Ziel: verla sslicher politischer
Rahmen fu r faire Marktbedingun-
gen und Ordnungsrahmen, Beru ck-
sichtigung von Gesundheit und
Sicherheit
- Ablehnung von Werbeverboten,
statt dessen wirksame Selbst-
regulierung
- Notwendigkeit: konkrete Produkt-
informationen, keine bu rokratische
Ga ngelung der Hersteller
- Harmonisierung der nat. Ver-
braucherpolitiken im Binnenmarkt

- Leitbild des mu ndigen Ver-
brauchers
- Notwendige Informationen,
transparente Ma rkte
- “Produkt- und Prozessqualita tä
soll transparent werden (z.B. um-
weltgerechte Herstellung)
- Einfu hrung von europ. Mindest-
standards, die Spielraum nach
oben lassen.
- Schutz vor irrefu hrender Wer-
bung
- Lebensmittelsicherheit: europa-
weit einheitliche Regeln und
Standards

- umfassende und wahrheits-
gema Äe Informationen der
Verbraucher u ber Produkt-
eigenschaften
- PDS tritt fu r kleine Strom-
verbraucher ein, die bisher
benachteiligt werden
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- Schutz der Menschenrechte,
dazu gehort: Recht auf Heimat,
A chtung von Vertreibungen
- “Bei unserer Sicherheit darf
nicht gespart werden!ä
- Herausforderungen: organisierte
Kriminalita t, internationaler Ter-
rorismus, ethnische Konflikte,
illegale Einwanderung
- Versta rkte Zusammenarbeit bei
Justiz- und Innenpolitik
- Erhohte Durchschlagkraft euro-
pa ischer Polizeiorgane
- Versta rkte Sicherung der AuÄen-
grenzen, Abbau der Personenkon-
trollen zu neuen Mitgliedsla ndern
erst dann, wenn diese Bedin-
gungen des Schengener Abkom-
mens erfu llen.
- Einfu hrung eines europa ischen
Finanzstaatsanwaltes, der Be-
tru gereien verfolgt

- soziale Rechte za hlen zu den
Grundrechten
- Die EU solle eine “aktive euro-
pa ische Bu rgergesellschaftä wer-
den
- Export von Sicherheit in unsere
Nachbarstaaten
- Intensivere Kooperation bei der
Bekampfung grenzu berschrei-
tender Kriminalita t
- Einrichtung einer europa ischen
Staatsanwaltschaft, Ausbau von
Europol
- Gemeinsame Sicherung der Au-
Äengrenzen
- Gegen Bedrohung durch Terror:
Weitere Integration im Bereich
Inneres und Justiz, Aufbau eines
“Raumes der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechtsä

- Bu rger sollen sich direkt auf die
Europa ische Charta der Grundrechte
berufen konnen
- Kooperation bei der Kriminalita ts-
bekampfung muss gesta rkt werden
- Europa ische Grenzpolizei ist not-
wendig
- Unterstu tzung der neuen Mit-
gliedstaaten bei der Umsetzung des
Schengener Abkommens
- Gemeinsames Konzept zum Kampf
gegen den Menschenhandel
- Ausbau des Europa ischen Ge-
richtshofes
- Einheitliche rechtsstaatliche Stan-
dards in allen La ndern, dazu Mehr-
heitsentscheidungen in der Innen-
und Rechtspolitik
- Leitungsbefugnis der Europa -
ischen Staatsanwaltschaft gegen-
u ber Europol,
- Nachbesserung des Europa ischen
Haftbefehls, einheitliche Mindest-
standards zum Schutz der Rechte
der Bu rger, bevor Auslieferung
deutscher Staatsbu rger moglich.

- Individualklageverfahren vor
dem Europa ischen Gerichtshof
- Leicht zuga ngliches Rechts-
mittelsystem
- Harmonisierung des Zuwande-
rungsrechts, Sicherung der Au-
Äengrenzen ist gemeinsame Auf-
gabe
- Wirksame Kontrollmoglichkeiten
fu r Europol, Abschaffung der Im-
munita t der Europol-Beamten
- Einfu hrung einer europa ischen
Staatsanwaltschaft
- Beim Kampf gegen Terror und
internat. Kriminalita t: Kein Rabatt
bei den Menschenrechten, Ba-
lance zwischen Freiheit und Si-
cherheit muss wieder hergestellt
werden
- Erweiterter Sicherheitsbegriff-
Pra vention und Repression
- Schutz vor Diskriminierungen
muss weiter ausgebaut werden:
EU soll umfassende Antidiskri-
minierungsrichtlinie verab-
schieden

- Beim Kampf gegen den
Terror muss die Freiheit der
Einzelnen gewahrt werden,
besonders wichtig: Rechts-
weggarantie
- Keine Weitergabe von per-
sonen-bezogenen Daten an
US-Behorden
- Gemeinschaftliche Asyl-
und Einwanderungspolitik,
Sta rkung des Asylrechts
- Ziel. Schaffung eines ein-
heitlichen Rechtsraumes mit
Mindeststandards fu r Straf-
recht und Strafen
- Europa ische Institutionen
wie Europol, sind sinnvoll,
mu ssen aber sta rker auf
europ. Ebene parlamentarisch
kontrolliert werden
- Sta rkung der Rechte der
Beschuldigten, besonders
beim Europa ischen Haftbe-
fehl
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Im Europa-Manifest der CDU vom
22.3.2004 sind Finanztransfers
kein konkretisiertes Thema.
Tendenzaussagen: “Eine verla ssli-
che Koha sionspolitik der EU ist
notwendig.ä Es seien “entschei-
dende Zukunftstra ger wie die Bio-
und Nanotechnologien sowie die
Informations- und Kommunikati-
onstechnologien unter Respek-
tierung ethischer Grundsa tze
gezielt zu fordern.ä
CSU: Schon im aller ersten Absatz:
äZu den bayerischen Interessen ...
gehort der Schutz vor finanzieller
Uberforderung unseres Landes als
Nettozahler.ä

Keine konkreten Aussagen zu
Finanztransfers in Europa und
global. Tendenzaussagen:
- “Europa muss auch mit seinen
Nachbarn im Osten wie im Su den
solidarisch seinä .

- “Schon jetzt leisten die EU und
ihre Mitgliedstaatenä den groÄ ten
Anteil der weltweit gezahlten
Gelder fu r Entwicklungszusam-
menarbeit. Dies ist sozialdemo-
kratische Politik, da Hunger,
Armut und Krankheiten die Legi-
timation des Weltwirtschaftssys-
tems insgesamt in Frage stellen
konnen.ä

Die klare Anerkennung des “Solida-
rita tsprinzips innerhalb der EUä hat
als unverzichtbare Grundlage das
Subsidiarita tsprinzip und zielt auf
“eine ausgewogene Lastenvertei-
lungä , konkret: “finanzielle Entlas-
tung Deutschlands als groÄ tem
Nettozahlerä , die Rot-Gru n nicht
gelungen sei. (Einstimmigkeit, also
Veto-Recht der Nettoempfa nger bei
den Struktur- und Koha sionsfonds
bis 2009. ) Gefordert auÄerdem:
Generationenbilanz auf EU-Ebene,
Umschichtung der EU-Forderung
“hin zu Bildung, Forschung und
Entwicklung von Zukunftstechnolo-
gien.ä

“In der erweiterten Union ...wird
der Abstand zwischen Wohl-
stands- und Armutszonen sehr
viel groÄer sein als bisher. Damit
wird das Solidarita tskonzept der
EU auf eine harte Probe gestellt
und verlangt eine Reform der
Strukturpolitik. Strukturhilfen
mu ssen sich auf die a rmsten Re-
gionen sowie auf soziale Benach-
teiligungen im gesamten europa -
ischen Raum konzentrieren und
Grenzregionen als Ganzes for-
dern.ä

“Wir wollen eine Europa i-
sche Union, in der alle mit
der Erweiterung verbunde-
nen Fragen solidarisch ge-
lost werden, in der insbe-
sondere die Forderpolitik so
gestaltet wird, dass weder
die bisher geforderten noch
die neu zu fordernden
Staaten und Regionen
Nachteile haben.ä
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CDU: Nur wenn die “Maastrichter
Stabilita tskriterien  und der Stabi-
lita ts- und Wachstumspaktä strikt
eingehalten werden, kann die
europa ische Wirtschafts- und
Wa hrungspolitik funktionieren
und sich das Vertrauen in die
junge Wa hrung festigen.ä
Deutschland mu sse “die Regeln
zur Wirtschafts- und Wahrungs-
union ohne Abstriche einhalten.ä

CSU: Wie CDU und: Fu r die
Beitrittsla nder, die der Eurozone
beitreten wollen, ist das vertrags-
widrige Verhalten der rot-gru nen
Bundesregierung ein fatales
Signal.ä

“Bei den Zielen der EU, die “Sozi-
aldemokratinnen und Sozialdemo-
kraten...in den EU-Verfassungs-
entwurf verankert habenä , fehlt
im Gegensatz zum deutschen
Stabilita ts- und Wachstumsgesetz
das Ziel “Geldwertstabilita tä .

Zur anhaltenden Verletzung der
Verschuldungskriterien des Maas-
tricht-Vertrages: “Wir halten an
der Balance zwischen Konsolidie-
rung und Wachstum fest.
Deutschland wird der Verpflich-
tung des ... Stabilita ts- und
Wachstumspaktes nachkommen.ä
(Wie?, Wo? Als Wachstumsbremse
oberhalb Verschuldungsgrenzen?)

Stabilita t des Euro und Vertrauen in
den Euro setzen voraus:

- Unabha ngiges und auf die Geld-
wertstabilita t verpflichtetes System
der Europa ischen Zentralbanken.

- Ziel der Geldwertstabilita t in den
Zielkanon des EU-Verfassungs-
vertrags.

- Stabilita tspakt gegen Schulden-
machen “ohne Wenn und Aberä
einhalten.

- Zur Sanierung der deutschen
Staatsfinanzen notwendige Struk-
turreformen  angehen.

“BUNDNIS90/DIE GRUNEN haben
.... auf eine wirtschafts-, sozial-
und arbeitsmarktpolitische
Abstu tzung der Wa hrungsunion
gedrungen. Der Dialog der EZB mit
dem europa ischen Parlament und
dem Rat muss intensiviert sowie
mit den nationalen wirtschafts-
politischen Instanzen erweitert
und vertieft werden.ä

(Wo bleibt da die Unabha ngigkeit
der  Europa ischen Zentralbanken?)

“Wir...halten am Stabilita tspakt
unter Beru cksichtigung seiner
flexiblen Rahmenbedingungen
fest.ä

“Wir wollen eine Europa i-
sche Union, die ... mit der
neoliberalen Wirtschafts-
politik bricht und statt-
dessen auf nachhaltiges
Wachstum setzt, neue
Wege der Verzahnung von
Wirtschafts-, Bescha fti-
gungs-, Sozial- und
Umweltpolitik beschreitet
und den Stabilita ts- und
Wachstumspakt entspre-
chend korrigiert.ä
Noch klarer als SPD und die
Gru nen:
“Wir kritisieren ... das starre
Korsett der Kriterien von
Maastrichtä .
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CDU: “Fu r ein Europa, das
Wohlstand und Arbeitspla tze
sichertä . “ Dafu r brauchen wir die
richtigen Rahmenbedingungen fu r
unternehmerische Initiative, fu r
Innovation in Wissenschaft und
Technik und ein leistungsfa higes
Bildungssystem.ä
Gegen “Gesetzesinitiativen der
Europa ischen Kommissionä , die
“die Wettbewerbsfa higkeit der
Europa ischen Unionä gefa hrden:
“Beschra nkungen fu r Verbraucher-
kredite, Werbeverbote ..., zwangs-
weise Einfu hrung einheitlicher
Versicherungstarife ..., Rauchver-
bot in allen europa ischen Gast-
sta tten: derart ideologiebefrach-
tete VorstoÄe der bisher mehr-
heitlich sozialistischen Kommissi-
on fordern allenfalls das Wachs-
tum der Bu rokratie, nicht aber das
Wohl der europa ischen Wirt-
schaft. Dies gilt auch fu r die Vor-
schla ge zur Chemiepolitik. Auf
Investoren wirken derartige Vor-
schla ge abschreckend.ä
“Ein moderner Wirtschaftsraum
braucht auch eine wettbewerbs-
fa hige und nachhaltige Landwirt-
schaft.ä
CSU: In der Agrarwirtschaft kon-
kreter, auch fu r Subsidiarita tsprin-
zip: “nationale Kofinanzierungä .

“Arbeitspla tze und Bildungschan-
cen fu r alle sind die zentralen
Ziele unserer Politik.ä “Zwar ist es
vor allem Aufgabe der Mitglied-
staaten selbst, die Arbeitslosigkeit
zu senken „  die EU kann aber
einen wichtigen Beitrag dazu
leisten, Europa als Wachstums-
und Exportregion sowie als
Gesellschaftsmodell zu sta rken.ä
Deshalb...äLissabon-Prozess bis
2010 ... Die SPD hat diesen Pro-
zess initiiert, indem sie sich unter
deutscher EU-Pra sidentschaft fu r
die Ausarbeitung des europa i-
schen Bescha ftigungspaktes
eingesetzt hat.ä

“Vor allem kleine und mittlere
Unternehmen schaffen Arbeits-
pla tze. Sie zu sta rken ist Ziel
unserer Politik.ä ( Das “Wie?ä
bleibt unbeantwortet.)

“Sozialer Ausgleich ist kein Stand-
ortnachteil im internationalen
Wettbewerb. Im Gegenteil: wir
sind davon u berzeugt, dass fu r
Unternehmen der soziale Frieden
ein entscheidender Standortvorteil
ist.ä
“Das europa ische Sozialmodell ist
weltweit einzigartig.ä

Damit Deutschland  nach 5 Jahren
Rot-Gru n vom Schlusslicht und
Bremsklotz bei Wachstum und Ar-
beitspla tzen in Europa wieder zur
“Lokomotive des europa ischen Eini-
gungsprozessesä , des Wachstums
und der Mobilita t wird:

- Handlungsspielraum in EU
sichern und fu r Reformen des Steu-
er- und Sozialsystems  nutzen, spe-
ziell fu r flexiblere Arbeitsma rkte.
Zusta ndigkeit der EU hier auf Si-
cherung eines funktionsfa higen
Binnenmarktes beschranken.
- Unabha ngiges Europa isches Kar-
tellamt und Beihilfenkontrolle ge-
gen Wettbewerbsverzerrung: ein-
heitlich, transparent.
- Prinzip der “Daseinsvorsorgeä darf
Wettbewerb und Privatisierungen
nicht behindern.
- Europaweite Verkehrswege-
planung mit Beru cksichtigung der
Osterweiterung, integriert, fu r alle
Verkehrstra ger.
- Wettbewerb auf der Schiene: EU-
weite Trennung von Netz und
Betrieb; Kooperation der Netz-
betreiber, Wettbewerb der Trans-
porteure.
- Eurodistrikte fu r grenzu ber-
schreitende Zusammenarbeit;  Bu r-
gerentscheid in betroffenen Regio-
nen ermoglichen.

Wenig konkret fu r Wachstum und
Arbeitspla tze auÄer den Verhei-
Äungen von “mehr okologische
Gerechtigkeitä , Arbeitspla tze
durch erneuerbare Energien und
“Vorfahrt fu r gru ne Verkehrspoli-
tikä: “Unsere Fortschritte im Um-
welt-, Natur- und Klimaschutz
werden wesentlich daru ber ent-
scheiden, ob wir in  Europa in
Zukunft Lebensqualita t und
Wohlstand haben werden.ä
“BUNDNIS 90/Die GRUNEN  wol-
len eine okologisch soziale
Marktwirtschaft und fairen Wett-
bewerb in Europa, aber keine rui-
nose Standortkonkurrenz.ä “Wir
wollen die Tradition des europa i-
schen Sozialstaats sichern und zu
einem Modell mit weltweiter
Strahlkraft weiterentwickeln.ä
“Dort, wo Versorgungssicherheit
nicht gewa hrleistet oder die Qua-
lita t der Versorgung gefahrdet ist,
finden Deregulierung und Privati-
sierung ihre Grenzen. Die Wasser-
versorgung muss in offentlicher
Hand bleiben. “Leistungen der
offentlichen Daseinsvorsorge
transparent und dezentralä .
“Europaweit braucht der Verkehr
...ein Mobilita tsmanagement und
eine Preisgestaltung, die auch die
okologische Wahrheit sagt.ä

“Wir wollen eine Europa i-
sche Union, die der Vollbe-
scha ftigung und dem sozi-
alen Fortschritt angesichts
der Massenerwerbslosigkeit
hochste Priorita t beimisstä .
Zukunftsinvestitionspro-
gramm:
- “dezentrale Netzwerke
mit hoher Bescha ftigungs-
intensita t,
- Schiene im Regional- und
Gu terverkehr ausbauen,
- Umweltschutz, Stadter-
neuerung, Bildung, Sozial-
und Kulturwirtschaft,
Gesundheits- und Erzie-
hungswesen, Mittelstand.

Finanziert durch “Ausgabe
von Unionsanleihenä , For-
dermittel der EIB, “Nutzung
eines Teils  der Gold und
Wa hrungsreserven der
nationalen Zentralbankenä
(also ohne Ru ckgriff auf
Onkel Dagoberts Reserven).
“äDie PDS ha lt Wirtschafts-
demokratie fu r ein dringen-
des Gebot des sozialokolo-
gischen Umbausä: “Formen
und Verfahren der Demo-
kratie auch in der Wirt-
schaftä .
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CDU: Keine konkreten Aussagen:
“Fu r Wachstum, Wohlstand und
soziale Sicherheitä .“Die Soziale
Marktwirtschaft ist die effektivste
und gerechteste Wirtschaftsform.
Sie schafft Wachstum und Ar-
beitspla tze und sorgt fu r sozialen
Ausgleich.ä
CSU: “Jeder Staat ist aufgerufen,
selbst seine Systeme der sozialen
Sicherung weiterzuentwickeln:
Dies ist keine Aufgabe der Euro-
pa ischen Union, weil sich Traditi-
onen, Ausgangsdaten und finan-
zielle Situation innerhalb Europas
zu stark unterscheiden... Wir mu s-
sen in Deutschland selbstä: Ar-
beitsmarkt flexibilisieren, Sozial-
system “umbauenä , Steuersystem
“neu ausrichtenä .

Keine konkreten Aussagen zu den
in Deutschland und Europa not-
wendigen Reformen fu r verla ssli-
che Alterssicherung und Gesund-
heitsvorsorge. .Statt dessen:

“Gerechtigkeit und fairer Wettbe-
werb im sozialen Rechtsstaat
zeichnen das Zusammenleben in
der Europa ischen Union aus. Wir
wollen dieses europa ische Gesell-
schaftsmodell weltweit zum Vor-
bild fu r eine soziale, solidarische
und zukunftsfa hige Gesellschaft
entwickeln.ä

Sozialsysteme in EU fu r diese Her-
ausforderungen reformieren:
1. “Soziale Reformen in alleiniger
  Verantwortung in den Mitglied-
  staaten ä:

- Chancen auf Arbeit fu r alle.
- Gleiche Chancen fu r Frauen und
Ma nner.
- Antworten auf Uberalterung und
Generationengerechtigkeit.
- Von EU-Vorbildern fu r die Verein-
barkeit von Kindern und Beruf
lernen.
- Freizu gigkeit nicht durch natio-
nale Regulierungen behindern.

2. Fu r mehr Rechtseinheit in EU:
  einheitliche familienrechtliche
  Normen,, “langfristig auch des
  materiellen Familienrechtsä .

“Die soziale Dimension Europas
hinkt der okonomischen weit
hinterher.ä “Wie in Deutschland,
so streben wir auch auf europa i-
scher Ebene eine armutsfeste
Grundsicherung an.ä

Nicht konkret bei Arbeitslosen-
versicherung, Rentenversicherung
und Pflege, dafu r aber  bei der
Krankenversicherung: “Die Aus-
gestaltung der nationalen Ge-
sundheitssysteme in der EU liegt
in der Verantwortung der Mit-
gliedstaaten. Damit wird Vielfalt
ermoglicht und damit konnen
auch die unterschiedlichen Be-
du rfnisse und Erfahrungen in den
verschiedenen Mitgliedstaaten
beru cksichtigt werden.ä

A hnlich wie SPD: “Die PDS
fordert, dass die Bewahrung
und Weiterentwicklung der
Kernelemente des europa i-
schen Sozialstaatsmodells
bei der Umsetzung europa -
ischer Politik hochste Prio-
rita t eingera umt wird.ä
Forderungen: “allgemeine
Verku rzung der wochentli-
chen Arbeitszeitä , “Absen-
kung der Hochstarbeitszeitä
Rente: Sta rkung der solida-
rischen Sozialversicherungs
-Rentensysteme durch
mehr Umverteilungä .
Potenziale der Pra vention
“durch eine integrierte
offentliche Gesundheits-
strategieä erschlieÄen.
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CDU: “In einem Binnenmarkt mit
offenen Grenzen brauchen wir
klare und einheitliche Regeln zum
Umwelt- und Verbraucherschutz.
Ein fairer Wettbewerb kann nur
stattfinden, wenn nicht derjenige
gewinnt, der Umwelt und Ver-
braucher am wenigsten schu tzt.ä
Die Vorschla ge der Kommission
zur Chemiepolitik seien fu r In-
vestoren abschreckende Signale.
CSU: “Wir treten ein fu r mehr
Europa in „  bei grenzu berschrei-
tenden Umweltproblemen.ä Keine
konkreten Aussagen.

“Strenge Umweltstandards wollen
wir nicht nur in der EU sichern,
sondern wir wollen sie gemeinsam
mit unseren europa ischen Part-
nern global durchsetzten. Wir
haben erreicht, dass der Umwelt-
schutz und das Prinzip der Nach-
haltigkeit in der EU Verfassungs-
rang bekommen und damit
gleichberechtigt neben dem Ziel
des Wirtschaftswachstums steht.ä
“Ziel der SPD ist es, Europa zum
Vorreiter und Verfechter einer
verantwortungsbewussten globa-
len Umweltpolitik zu machen.ä

“Das Subsidiarita tsprinzip  muss
auch im Bereich der Umweltpolitik
konsequent  eingehalten werden.
“Umweltschutz mit marktwirt-
schaftlichen Mittelnä , fu r Kyoto-
Protokoll, also gegen Steinkohle-
Subventionen und Steuerprivilegien
fu r Flugbenzin in EU “mit dem Ziel
einer weltweiten Losung. äMarkt-
konforme Gestaltung des Emissi-
onshandels, “gegen nationale Al-
leinga ngeä bei erneuerbaren Ener-
gien, gegen feste Abnahme- und
Vergu tungspflichten, gegen  irratio-
nale Chemiepolitik der EU.

“BUNDNIS 90/DIE GRUNEN stehen
fu r ein Europa der Okologie und
der Verbraucherrechte.ä “Okolo-
gisch und sozial gerechte Steu-
ernä: “Durch eine Abschaffung des
Vetos (bei steuerpolitischen Ent-
scheidungen; d.Verf.) wa re endlich
der Weg frei fu r europaweite
Standards fu r Umweltsteuern.ä
Mehr “okologische Gerechtigkeitä ,
auch bei “Reform der europa i-
schen Chemikalienpolitikä .  Bei
CO2-Verringerung: “als verbindli-
ches europaweites  Zielä:
“Reduzierung um 30 Prozent.

“Umweltpolitik hat ... auch
darauf zu achten, dass der
okologische Strukturwandel
zu mehr Bescha ftigung und
zur Qualita t der Erwerbs-
arbeitspla tze beitra gt und
soziale Ausgrenzung ver-
meidet.ä “Die EU muss sich
langfristig dazu verpflich-
ten, bis 2050 den Energie-
verbrauch um zwei Drittel,
die CO2-Emissionen um 80
Prozent und die Stoff-
strome um 90 Prozent zu
reduzieren.ä
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- EU muss Akteur in der Welt-
politik werden, dazu mu ssen die
notwendigen Instrumente bereit-
gestellt werden
- GASP, die diesen Namen ver-
dient, langfristiges Ziel: Schaffung
einer europa ischen Armee als
tragender Pfeiler der NATO
- Europa ischer AuÄenminister +
auswa rtiger Dienst
- Europa muss sich an der Gestal-
tung einer neuen Weltordnung
beteiligen, beruhend auf: Multi-
lateralismus, Volkerrecht, UNO
- Gleichberechtigte Partnerschaft
mit den USA im Rahmen einer
Wertegemeinschaft
- Europa muss weiterhin seine
Sta rken bei zivilem Konflikt-
management nutzen
- Entwicklungspolitik als Beitrag
zu unserer eigenen Sicherheit,
gegen illegale Einwanderung

- Europa soll international zur
Friedensmacht werden
- Globales Engagement im Inte-
resse einer friedlichen Regelung
von Konflikten
- GASP sta rken, Weiterent-
wicklung der Europa ischen Si-
cherheits- und Verteidigungs-
politik (ESVP)
- USA: keine Konkurrenz oder
Rivalita t, sondern ebenbu rtige
Partnerschaft zwischen EU und
USA
- Ziel: Europa ische Sicherheits-
und Verteidigungsunion
- EU soll auÄenpolitisch mit einer
Stimme sprechen, Europa ischer
AuÄenminister
- Internationale Einsa tze
nur im Rahmen Un-Charta, keine
Pra ventiveinsa tze
- SPD bleibt Anwalt der armen
La nder
- Fairer Handel fu r Entwicklungs-
la nder, Beendigung von Praktiken,
die die Entwicklungsla nder
benachteiligen, inkl. Agrarpolitik

- kein “deutscher Wegä in der Au-
Äen- und Sicherheitspolitik
-Forderung: Weiterentwicklung der
Gemeinsamen AuÄen- und Sicher-
heitspolitik (GASP), dabei Aufgabe
des Einstimmigkeitsprinzips, Ein-
fu hrung eines europ. AuÄen-
ministers + dipl. Dienst
- Aufbau gemeinsamer europ.
Streitkra fte
- Klares Bekenntnis zur sicher-
heitspolitischen Kooperation mit
den USA
- Forderung: Liberalisierung des
Welthandels, dazu institutionelle
Reformen der WTO, konkreter Zeit-
plan fu r das Ende von Handels-
hemmnissen, die vor allem den
Entwicklungsla ndern schaden
- Ablehnung globaler Sozial- und
Umweltstandards, nur auf freiwil-
liger Ebene
- Sta rkung und Weiterentwicklung
der UNO, Konzentration von IWF
und Weltbank auf ihre Kern-
aufgaben
- Kopplung der europ. Entwick-
lungshilfe an die Einhaltung der
Menschenrechte

- Auswa rtige Politiken mu ssen am
friedlichen Interessenausgleich
orientiert werden
- Im Zentrum der GASP: zivile
AuÄenpolitik, Ziele: Frieden, De-
mokratie, Menschenrechte, okolo-
gisch und sozial gerechter Inte-
ressenausgleich
- Europa ischer AuÄenminister,
gemeinsamer diplomatischer
Dienst
- GASP muss durch das Europa i-
sche Parlament kontrolliert wer-
den
-UNO ist Hauptrahmen fu r eine
“weltweite Ordnungspolitikä
- Gemeinsamer europa ischer Sitz
im Weltsicherheitsrat
- Globalisierung gerecht gestalten,
dazu: internationale Strukturpoli-
tik: Einbindung internationaler
Konzerne, mehr Fairness im Welt-
handel, Demokratisierung der
WTO
- Gegen Privatisierung bei le-
benswichtigen Gu tern (Wasser)
- Fortsetzung der Entschuldungs-
politik, EU soll fu r Reform des IWF
eintreten

- von den USA unabha ngige
EU-AuÄenpolitik, Forderung:
Auflosung der NATO, Aufhe-
bung der Beschlu sse
zu GASP, die Europa in eine
Milita rmacht verwandeln,
Ablehnung “jedweder
Kampfeinsa tzeä
- an den Ursachen orientierte,
pra ventive Konflikt-
bearbeitung
- Sta rkung der Rolle des
Europa ischen Parlamentes
- Soziale Standards in Welt-
handel und Produktion
- Erhohung der Entwicklungs-
hilfe auf 0,7% des BIP
- Weitreichende Entschul-
dung, Insolvenzrecht fu r
Staaten
- Binnenmarktorientierung
der Entwicklungslander soll
gesta rkt werden


